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Parlamentarismus und Grüne:

Man läßt sich nicht ungestraft wählen

Am 7. Oktober hat die Grüne Alterna-
tive gute Chance, Stimmen und Man-
date zu vermehren. Was Grüne im Par-
lament sollen und können, darüber
denkt hierzulande jedoch kaum je-
mand nach. Die MONATSZEITUNG lud
deshalb zum Streit:

Thomas Ebermann war Abgeordneter
der Grünen in der Hamburger Bürger-
schaft und im Bonner Bundestag, wo
er auch Fraktionssprecher war. Im
Frühling ist er aus der Partei der Grü-
nen ausgetreten.
Günther Nenning, Journalist und Grün-
er.
Sonja Puntscher-Riekmann war
hauptverantwortlich für die Program-
marbeit der österreichischen Grünen
und ist Kandidatin für den National-
rat.
Christof Parnreiter leitete das Ge-
spräch.

n THOMAS EBERMANN ◼
GÜNTHER NENNING ◼
CHRISTOF PARNREITER ◼
SONJA PUNTSCHER RIEKMANN

Parnreiter: Ich beginne mit zwei Zitat-
en. Sonja Puntscher Riekmann schreibt
im Wahlkampfflugblatt der Grünen,
daß sie ins Parlament wolle, um
„unsere Vorstellungen einer lebendi-
geren und direkteren Demokratie glaub-
würdig weiterzuentwickeln und
durchzusetzen“, Thomas Ebermann
hingegen meint in seiner Austrittserk-
lärung aus der Partei der Grünen, diese
seien eine „normale deutsche Wahl-
partei“ geworden und hätten sich an
„das gestattete deutsche Politikmodell“
angepaßt. Er wirft sich selbst „eine
Überschätzung parlamentarischer
Möglichkeiten“ vor. Ist das Parlament
nun ein möglicher Ort für grüne, alter-
native Politik?

Nenning: Das ist doch eigentlich eine
fade Frage, denn daß das Parlament ein
möglicher Ort ist. versteht sich von sel-
ber. Die Frage ist: was noch?

Puntscher Riekmann: Wenn man das
Parlament beläßt, wie es ist, ist es zu-
mindest ein schwieriger Ort, um grünal-
ternative Politik durchzusetzen. Aber:
Wie sehr ist es reformierbar, für eine
grünalternative Politik funktionalisier-
bar? Und ist nicht der Kampf um ein
funktionierendes Parlament, das
repräsentative Demokratie wirklich real-
isieren ließe, ein notwendiger Kampf,
der natürlich auch von außerhalb des
Parlaments geführt werden müßte? Die
Grüne Alternative hat in den letzten vi-
er Jahren zur Veränderung des Parla-

ments beigetragen. Etwa ist die Öff-
nung der Ausschüsse eine Errungen-
schaft, ohne die sehr vieles nicht
möglich gewesen wäre.

Nenning: Das ist kein Diskussionsge-
genstand, weil es sich eh von selbst ver-
steht, daß die Öffnung der Ausschüsse
gut ist und zweitens ist nicht genug ist.
Da hupfen im ganzen Land die Bürg-
erinitiativen herum — wieviel Energie
und wieviel Geld geht in die Unter-
stützung dieser Bewegungen, die das
Demokratischste, das Direkteste sind,
was wir an Demokratie aufzuweisen
haben, und wieviel verzettelt sich in
der parlamentarischen Arbeit? Wenn
man sagt, die grüne Bewegung ist eine
Jahrhundertbewegung, die unser Über-
leben sichern soll, dann ist das Parla-
ment entsetzlich unzureichend.

Ebermann: Für einen Staatsfeind oder
Staatsgegner oder Staatskritiker ist das
Parlament zunächst einmal ein
feindlicher Ort. Es ist ein Herrschaftsort
fremder Interessen, und die zentrale
Frage ist, ob man in diesem feindlichen
Ort destruktiv agieren kann. Das war je-
denfalls unser Ansatz, den ich durch
meinen und meiner Freunde Austritt als
gescheitert angesehen habe. Das Parla-
ment ist ein Ort. das immer wieder ver-
sucht, seine Mitglieder in eine konstruk-
tiv-gestalterische Pose und Arbeit zu
zwingen, und stellt dafür bestimmte Vo-
raussetzungen bereit. Die erste Dressur
ist, daß einem beigebracht wird, was
alles wo fehl am Platze ist. Man kann
zum Beispiel nicht einfach sagen: „Ich
will, daß die Mindestrente auf 1.600
DM angehoben wird, nehmt das doch
vom Rüstungsetat.“ Sofort schallt
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einem entgegen, daß man diese
Forderung nicht stellen könne. Richtig
am Platz ist aber, daß die Sozialpolitik-
er sich überlegen, ob es eher zu verant-
worten ist, den Blinden das kostenlose
Telefonieren zu beschneiden oder die
Winterbekleidungsbeihilfe für die
Sozialhilfeempfänger zu kürzen. Der de-
struktive Ansatz will Sand im Getriebe
sein, will, daß man keinen Respekt
vorm Parlament zeigt.

Nenning: Wie lange habt Ihr diesen
wahnwitzigen Ansatz versucht?

Ebermann: Fünf, sechs Jahre ...

Nenning: ... na servas, da habt’s lang
gebraucht, bis Ihr draufgekommen
seids, daß das ein Blödsinn ist.

Ebermann: Ich halte das nach wie vor
für richtig, ich halte es nur für einen
Blödsinn, daß man es mit der grünen
Partei nicht mehr machen kann.

Nenning: Es gibt so viele Dinge, die
man jetzt tun muß: die Demokratie ist
im Arsch, die Umwelt ist im Arsch, auf
sozialem Gebiet tut sich Schreckliches.
Und da sagt ein politisch interessierter
Mensch: „Ich bin Sand im Getriebe des
Parlaments.“ Das ist doch ein Wahn-
witziger! Als ob’s nichts Interessanteres
und Wichtigeres gäbe! Ihr seid mit
Recht gescheitert. Also: Wenn ich
hineingehe, dann mit der Vorstellung,
d a ß  d a s  e i n  w i c h t i g e r
Nebenkriegsschauplatz ist. Ich kann
doch nicht auf einem ganz anderen
Schachbrett spielen als die vorhande-
nen Menschen, gell? Und wenn man
sagt: Jetzt sind Wahlen, dann ist es
auch vernünftig, zu sagen: Wißt’s was,
Leutln, Ihr könnts grün wählen. Das ist
bescheiden, aber es ist doch was. Und
aller Rest der Energie gehört dorthin,
wo man wirklich Dinge verändern
kann, auf gut links gesagt: in die
Kopfrevolution.

Puntscher Riekmann: Warum ist aus
diesem Nebenkriegsschauplatz, wenn
wir unbedingt in der militärischen Dik-
tion weiterreden wollen, nicht ein
Hauptkriegsschauplatz zu machen? Zu
sagen, so funktioniert es halt, und jed-
er, der mehr will, frönt einem theo-
retischen und praktischen Luxus, das ist
eine Absage, noch bevor man über-
haupt in dieser institutionellen Frage
Möglichkeiten und Spielräume eröffnet
hat, die Auseinandersetzungen auf par-

lamentarischer Ebene ermöglichen.

Nenning: Ich hab’ auch nichts dage-
gen, wenn man sagt, man will das Parla-
ment reformieren, aber ich darf doch
nicht die Wertigkeiten verlieren, indem
ich sage: Über das Parlament mache ich
diese gewaltlose, grüne Revolution. Das
i s t  e in  Schmar rn  — e s  i s t  de r
ungeeignetste Ort dafür, obwohl’s gut
ist, wenn es dort lebendig ist, wenn es
ein besseres Wahlrecht gibt und was
weiß ich noch. Ich geh’ nicht in die
Falle zu sagen: Pfui, das tu ich nicht.
Aber die Wertigkeit, die muß ich sehen.
In fünf, zehn Jahren ist alles noch mehr
hin, als es eh schon ist, und da reformi-
er’ ich das Parlament? Daß ich mich ab-
strample, das zu ändern, ist hoffnung-
los. Na, da bin ich ein Depp. Es wird da-
durch auch nicht die Luft reiner.

Puntscher Riekmann: Bin ich also ein
Depp?

Nenning: Nein, Du könntest ja auch
noch sagen, was Du sonst noch alles
willst.

Puntscher Riekmann: Ich sagte ja
schon, daß es ohne Druck von außen,
von Bewegungen, nicht gehen wird.
Aber ich habe was gegen das leicht-
fertige Aufgeben einer Möglichkeit, die
doch einst  die Grundlage al ler
Demokratie war.

BILD: GABRIELA PROSEK

Nenning:  Das  i s t  e in  fa l scher
Demokratiebegriff. Es gibt überwälti-
gende empirische Beweise, daß das Par-
lament sehr leicht kooptierbar ist in
Machtstrukturen, während zum Beispiel
demokratische Graswurzelbewegungen
nicht kooptierbar sind. Sie gehen zwar
immer wieder ein, haben immer wieder
Fehlschläge, auch Erfolge, aber es ist da-
raus kein Instrument zu machen, wo
die Herrschenden sagen können:
„Schauts her, wir sind so demokratisch
und haben ein Parlament.“

Puntscher Riekmann: Dem stimme ich
vollständig zu. Auch in Österreich ist
das Parlament kooptiert in Machtstruk-
turen, in denen es nicht um eine öf-
fentliche parlamentarische Auseinan-
dersetzung geht, sondern ausschließlich
um den Akt des Absegnens von
Entscheidungen, die anderswo gefallen
sind. Mein demokratischer Ansatz wäre
unter anderem auch, diesen Zustand,
die Kooptionsmöglichkeiten, zu beseiti-
gen.

Parnreiter: Du gehst davon aus, daß
Parlamentarismus nicht per se, sondern
ledigl ich in der  konkreten ge-
sellschaftlichen, zum Beispiel öster-
re ich i schen ,  Aus formung un-
demokratisch sei. Andere hingegen mei-
nen, Parlamentarismus sei eine Erfind-
ung  de s  we ißen  Bü rge r s ,  d i e
Demokratie nur für ganz wenige er-
möglichen sollte.

Puntscher Riekmann: Tun wir nicht
so, als hätten wir nach wie vor ein
Wahlrecht wie im 19. Jahrhundert. Wir
haben ein Wahlrecht, das etwas um-
fassender den Bürgern und Bürgerinnen
ermöglicht, Vertreter und Vertreterin-
nen ins Parlament zu schicken.

Nenning: Das glaubt ja nicht einmal
mehr ein halbwegs reformfreudiger
Mensch in der ÖVP oder der SPÖ, daß
das eine Linie ist, aus der sich mehr
Demokratie entwickeln wird. Zuerst
darf niemand wählen, dann ein paar,
dann auch die Frauen — und so schreit-
en wir vorwärts zur Demokratie.

Puntscher Riekmann: Dann verstehe
ich aber auch nicht, daß Du sagst, das
ist ein Nebenschauplatz, auf dem man
agieren soll.

Nenning: Ich meine nur, daß man
nicht sagen kann, wenn ich statt zehn
Wahlkreise hundert habe, dann werden
alle Probleme gelöst. Es hat sich his-
torisch erwiesen, daß die parlamen-
tarische Demokratie nicht ausreicht, sie
ist nicht imstande, die Umwelt-
probleme, die sozialen Probleme, die
Probleme der „3. Welt“ zu lösen.

Ebermann: Es ist doch ein Unter-
schied, ob man sagt, das Parlament
reicht nicht aus, all die guten Zwecke
zu realisieren, oder ob man sagt, das
Parlament ist ein Instrument, die Real-
isierung der guten Zwecke zu verhin-
dern.
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Nenning: Das ist schon was anderes,
aber diese Verschwörungstheorien sind
so langweilig.

BILD: GABRIELA PROSEK

Ebermann: Demokratie im eigentlich-
sten Sinn des Wortes fängt dort an, wo
die Leute über ihre Geschicke selbst
entscheiden können. Das menschliche
Leben wird nun einmal erheblich deter-
miniert durch ökonomische Entschei-
dungen, und diese sind in der Regel
dem Parlament entzogen. Das heißt,
das Parlament kann und muß sich da-
rauf einlassen, ein Instrument zu sein,
die Menschen ideologisch davon
abzuhalten, den Anspruch zu erheben,
überhaupt über ihre eigentlichen In-
teressen verfügen zu wollen. Sie sollen
in Selbstbescheidung die Form des poli-
tischen Überbaus als etwas Positives
akzeptieren. Das ist ein Hauptzweck
des bürgerlichen Parlamentsbetriebes.
Ein weiterer Aspekt ist die frühe Sensi-
bilisierung für das Auftreten neuer Strö-
mungen und Auffassungen in der
Bevölkerung zum Zwecke ihrer Kanal-
isierung. Ich glaube, daß jenseits der
Frage, wie destruktiv man im Parla-
ment arbeiten kann oder sollte, man
sich die Frage stellen muß, wofür eine
parlamentarisch-präsente Kraft Instru-
ment ist: für mehr Zerrüttung der Zus-
t immung zum staat l ichen und
ökonomischen Handeln oder zu mehr
Bindung ehemals rebellischer Poten-
tiale an diesen Staat? Ich würde sagen,
die Revolutionierung der Köpfe hat in
der BRD nicht stattgefunden, im Gegen-
teil. Ein Teil der Bevölkerung, der vor
zehn Jahren in relativ schroffer Feind-
seligkeit zu Einzelmaßnahmen und
Globalmaßnahmen des Staates gestan-
den ist, wurde wieder versöhnt mit die-
sem Staat. Die Grünen Parlamentarier
sind Träger dieser Versöhnung mit dem
Staat. Und komme ich zu dieser Auffas-
sung, daß Grüne im Parlament ein In-

strument für mehr Bindung an den
Staat sind, dann widerspricht das mein-
er Intention so kraß, daß ich da keinen
Platz mehr habe. Das, was wir versucht
haben, war ein Irrweg.

H e r m a n n  G r e m l i z a  h a t  m a l
geschrieben, daß man sich nicht unges-
traft wählen läßt von Menschen, die
mal ein bißchen von der SPD oder der
FDP enttäuscht sind. Und in der Tat hat
uns das eingeholt, daß wir links von
unserer Wählerbasis gestanden sind,
daß wir nicht Ausdruck von Wähler-
wunsch waren. Ich bin ja, seit ich bei
den Grünen raus bin, nicht der agile
Kämpfer dafür, daß die jetzt Mißerfolg
haben, sondern ich meine, es muß ein
linksradikaler Pol konstituiert werden,
der gerade nicht in Unterordnung unter
eine parlamentarische Partei agiert, um
eine von Sach- und Kompromißzwän-
gen nicht belastete Politik entfalten zu
können. Es ist nämlich wichtig, zu
beurteilen, wie es wirkt, wenn man
hegemonial im fortschrittlichen Lager
der Gesellschaft wird. Und in der BRD
haben die Grünen nun einmal dazu
beigetragen, Parlament, Staat und Poli-
tik insgesamt zu einem höheren Anse-
hen zu verhelfen. Der Konsens der
Demokraten erfaßt wieder einen
größeren Teil der Gesellschaft. Das
haben die Grünen natürlich nicht allein
geschafft, das hängt auch damit zusam-
men,  daß a l le  Hof fnungen auf
Umwälzungen in der „Dritten Welt“ zer-
stört wurden, das hängt zusammen
damit, wie sich der RGW (Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe) auflöst und
daß dort das hohe Lied der Mark-
twirtschaft gesungen wird. Aber die
Grünen haben dazu beigetragen. Und
das ist eine negative gesellschaftliche
Funktion.

Nenning: Du bist also ein in die grüne
Bewegung eingeschleuster Anarchist.
Ein Anarchist ist etwas Wunderbares,
aber die grüne Bewegung ist nicht dazu
da, daß sie den Staat beseitigt, obwohl
ich das für ein löbliches Ziel halte,
wenn es auf gewaltlose Weise passiert.
Sie will die Natur retten. Das ist ein
wertkonservatives und für einen echt-
en, radikalen Anarchisten im Grunde
reaktionäres Ziel.

Ebermann: Es bringt nichts, rückblick-
end zu sagen, daß die Grünen eine
wertkonservative Plattform wären,
denn das waren sie weder von ihrem ge-

sellschaftlichen Wollen noch von den
Leuten, die am meisten Zustimmung
bekommen haben. Nehmen wir mal
mich und meine Strömung raus, ich
würde sagen, daß weder Otto Schily
noch Joschka Fischer noch Antje
Vollmer Träger der Idee der Bewahrung
der Natur waren. Das ist in der Tat eine
reaktionäre Forderung.

Nenning: Da hast Du’s. Einen Schmar-
rn bist ein Grüner. Du bist ein ehrenw-
erter Anarchist. Du störst die Grünen
nur.

Ebermann: Ich wußte nicht, daß ich
ein Anarchist bin, aber ich fasse das
nicht als Beleidigung auf. Wenn man
aber so pauschale Begriffe wie „Natur
erhalten" oder „Staat abschaffen“
benützt, dann wird es einem un-
möglich, überhaupt die Entwicklung
der Partei der Grünen zu begreifen. Ich
wollte ja nie meine Inhalte pur in den
Grünen verwirklichen, die Frage war
immer, wieviel solcher kulturrevolu-
tionärer, antistaatlicher Momente
würde eine solche Partei mittragen und
zu la s sen .  Da  kann  man  e inen
prozeßhaften Verschleiß staatskritisch-
er Positionen beobachten. Ob das das
imperative Mandat ist, das abgeschafft
wird, die Diätenbeschneidung oder die
Rotation: all diese Mechanismen, die
verhindern sollten, daß jemand an die-
sem eigentlich feindlichen Ort heimisch
wird, sind am Absterben. Die Ent-
sprechung dazu gibt es bei den poli-
tischen Forderungen, übrigens auch in
der Radikalität der ökologischen
Forderungen. Die Grünen in der BRD
stehen nicht mehr für das sofortige Ab-
schalten aller Atomanlagen, sie verhed-
dern sich in Debatten, ob Hochtempera-
turverbrennung nicht eine Alternative
zur Deponierung von Müll sein könnte,
sie fordern nicht mehr das Verbot stof-
flich unbeherrschbarer Produk-
tionsvorgänge. Selbst auf diesem Gebiet
ordnet die Partei, der ich angehört
habe, ihre Forderungen Koalitions-
notwendigkeiten unter.

Nenning: Das ist praktische Politik.
Wenn ich eine Partei bin, muß ich mich
wie eine Partei aufführen. Wenn ich ein
anarchistischer Zirkel bin, brauche ich
auf das nicht zu schauen.

Parnreiter: Diese Anpassung ist damit
verknüpft, daß die Grünen in Parlamen-
ten gesessen sind und wiedergewählt
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werden wollten?

Ebermann: Es ist damit verknüpft,
aber auch wiederum nicht nur. Es gibt
mehr Integrationsmechanismen des
Staates, etwa die Tatsache, daß die
BRD — und auch Österreich — einer
der reichsten Staaten überhaupt ist und
so jedem gesellschaftlichen Wider-
spruch zunächst einmal die Möglichkeit
anbietet, ein kleines Plätzchen zu
bekommen. Wer fünfmal erfolgreich
auf einer Betriebsversammlung spricht,
kann Betriebsrat werden, wer zehnmal
erfolgreich spricht, kann in den Auf-
sichtsrat kommen und verdient 40.000
DM mehr und muß nicht mehr an dem
konkreten Arbeitsplatz stehen. Im Parla-
ment ist das natürlich besonders aus-
geprägt — die, die ihre Diäten nicht or-
dentlich an die Partei abgeführt hatten,
die konnten schon mit einer Versieben-
fachung ihres Einkommens rechnen, die
konnten Weltreisen machen usw. Das
Geldzusammenlegen für die Erstellung
eines Flugblattes ist ersetzt worden
durch das Kommando über vier Mitar-
beiter. Zu den materiellen Aspekten
kommt ganz stark die Frage der Reputa-
tion: Jeder, der Politik macht, ich ganz
toll eingeschlossen, leidet darunter, ge-
sellschaftlich überhört zu werden. Und
plötzlich hast Du das Gefühl: Ich werde
nicht mehr überhört. Du kommst in
Fernseh-Diskussionsrunden, in Talk-
Shows, und deine Spritzigkeit wird be-
wundert, du hast eine originelle Idee
und stichst ab von der Eintönigkeit der
Politik, man sagt Dir geistige Schärfe
nach, nur weil Du ein Stück über Mölle-
mann oder Genscher stehst — das ist
eine Verführung. Dann kommt noch der
Druck des Konstruktiven, der Druck,
Kollege im Parlamentsbetrieb zu sein,
der Druck, fachkundig zu sein, nicht
gerne Außenseiter zu sein. Die west-
deutschen Grünen haben es nicht
geschafft, irgendeiner Parlamentsde-
batte gegenüber gleichgültig zu sein —
sogar zur Frage der versicherungstech-
nischen Gleichstellung der Schlepplifte
mit denen der Sessellifte mußte einer
hingehen und das machen, was Lenin
parlamentarischen Kretinismus genannt
hat, nur in Potenz. Wenn Du im
Ausschuß die Kompetenzen des
Ausschusses nicht akzeptierst, bist Du
totaler Außenseiter.

All das zusammen ergibt einen Druck,
sodaß eine Transformation stattfindet,

den Wähler als Wähler zu behandeln.
Dich zu ärgern, wenn er Deine Vernunft
nicht akzeptiert, über das hinausgeht,
was Du forderst, wenn er Deinen Fleiß
nicht lobt. Und Du machst eine Rech-
nung: Mit welchen Forderungen
schrecke ich Wähler ab. Und in diesem
Prozeß verdrängt man, was ur-
sprünglich bei uns tatsächlich Konsens
war, daß man sich im Parlament auf
feindlichem Gebiet befindet.

BILD: GABRIELA PROSEK

Puntscher Riekmann: Die Frage nach
der Organisation der Ökonomie wird
weder von den deutschen noch von den
österreichischen Grünen gestellt. All
das, was an Kapitalismuskritik schwelt,
ist nicht mehr das Thema. Wo es um Na-
turerhaltung geht, wird man Werte
konservieren müssen, die Frage aber
ist, ob man das mit einer grundsät-
zlichen Kritik an einer bestimmten
Form des Wirtschaftens verbindet oder
ob man versucht, innerhalb eines nicht
mehr angetasteten ökonomischen Sys-
tems zu jonglieren, mit Möglichkeiten
zu operieren, die hier ein bißchen
mehr, dort ein bißchen weniger er-
lauben. Was wäre denn die Alternative
zu diesem Wirtschaftssystem, und wo
sind die revolutionären Strömungen,
die einen solchen Umbruch auch tragen
würden?

Nenning: Das hat mit den Grünen im
Parlament nichts zu tun. Die haben die
verdammte Pflicht, die in der Wirk-
lichkeit sich befindende Bewegung „Na-
turzerstörung aufhalten“ zu fördern.

Ebermann: Ich habe auch keine soziale
Trägerschaft, keine revolutionäre Ar-
beiterbewegung, die ökologisch denkt,
auf meiner Seite — ich würde auch nie-
mals sagen, daß die Grünen ihre Wäh-
ler verraten haben. Die Grünen, so wie
sie sind, minus Ebermann und Tram-
pert, vielleicht auch bald minus Dit-

furth und andere, verraten ihre Wähler
nicht, sondern entsprechen dem Wollen
ihrer Wähler. Ob der Wunsch, Naturzer-
störung zu verhindern, ohne Überwin-
dung kapitalistischer Ökonomie über-
haupt denkbar ist, ist natürlich die rele-
vante Frage, denn sonst begibt man
sich in die Rolle des Populisten. Wenn
man aber der Auffassung ist, daß die
Wirtschaftsweise, in der wir leben, letz-
tendlich dort investiert, wo die höch-
sten Profite zu erreichen sind, und das
immer wieder Rücksichtslosigkeit ge-
gen die äußere Natur des Menschen mit
sich bringt, wenn man zweitens ann-
immt, daß diese Wirtschaftsweise leben-
snotwendig auf Wachstumsraten
angewiesen ist und deshalb keine Rück-
sicht nehmen kann auf unbeherrsch-
bare Prozesse, dann kann ich tatsäch-
lich nur einen antikapitalistischen
Ökologiebegriff haben. Ich weiß allerd-
ings, daß ich im Moment für diesen an-
tikapitalistischen Ökologiebegrifff nur
sehr wenige Menschen gewinnen kann.
Trotzdem muß ich sagen, daß diejeni-
gen, die den Kapitalismus oder die
Marktwirtschaft ökologisch gestalten
wollen, Donquichotterie betreiben.

Puntscher Riekmann: Die Präambel
unseres Ökologieprogramms enthält
eine unmißverständliche Kapitalis-
muskritik. Die Frage ist allerdings, ob
dieses kapitalistische System, wenn
man es unter Druck setzt, in der Lage
ist, technische Möglichkeiten anzubi-
eten, die weniger zerstörerisch sind als
das bisherige.

Nenning: Wenn ich auch nur das, was
innerhalb des Kapitalismus möglich ist,
tue ,  um Leben und Umwel t  zu
schützen,  i s t  schon vie l  getan.

Parnreiter: Determinieren diese beiden
Ansätze — ökologische Politik im oder
gegen den Kapitalismus — nicht auch
den Zugang zum Parlamentarismus?
Wer ersteres denkt, wird konsequenter-
weise versuchen, das Müllproblem über
Gesetze in den Griff zu bekommen ...

Nenning: ... dafür wird man ja auch
gewählt.

Ebermann: Es kann doch gar keinen
Diskurs geben darüber, daß gar nichts
geht innerhalb der Marktwirtschaft. Jed-
er, der Politik macht, relativiert ja zum
Beispiel das Handeln der eigenen
herrschenden Klasse am Handeln ander-
er. Es gibt technische Maßnahmen,
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Maßnahmen, die sofort durchzuführen
sind und die auch keine großen Brüche
im Akkumulationsprozeß hinterlassen,
aber sie sind so unzureichend, daß sie
das angestrebte Ziel der halbwegs ge-
sunden Umwelt nicht realisieren kön-
n e n .  D e r  —  s p e z i e l l  a n t i -
sozialdemokratische Nachweis — daß
das alles letztlich nichts bringt, solange
Du nicht in die zentralen Bereiche des
stofflich unbeherrschbaren Pro-
duzierens reinschneiden kannst, ist die
eigentliche Aufgabe einer aufk-
lärerischen-ökologischen Partei.

Nenning: Aber nicht einer parlamen-
tarischen Grünpartei.

Parnreiter: Du sagtest, Günther, daß
auf den von Thomas beschriebenen
Prozeß der Anpassung — etwa bei ökol-
ogischen Forderungen an moderatere
Positionen —, wenn ich Partei bin, ich
mich auch wie eine Partei aufführen
muß. Du akzeptierst also dieses Zurück-
weichen?

Nenning: Ganz im Gegenteil. Man muß
an die Grenze dessen gehen, was im
Kapitalismus möglich ist, das ist die Def-
inition einer parlamentarischen Umwelt-
partei.

Ebermann: Man muß bezüglich des
Zurückweichens klar stellen, daß sich
die Wirkungen des Parlaments multipl-
izieren, wenn es keine Bewegung gibt,
wie es derzeit in der BRD der Fall ist.
Wenn Du mitkriegst, daß trotz „San-
doz“ in der Bevölkerung nach sechs
Wochen eine ziemliche Beruhigung ein-
tritt, dann kommt es zu den Umbaupro-
grammen, wo dann auch Rahmenbedin-
gungen, die eigentlich auf Feind-
seligkeit stoßen, akzeptiert werden,
wei l  in  der  Phantas ie  kein ge-
sellschaftlicher Kampf mehr stattfindet.
Und weil der empirisch auch nicht sehr
stark vorfindbar ist, wird alles ohne Be-
wegung gemacht. Es wird ausgerech-
net, wie über eine alternative Steuerpol-
itik der Umbau der chemischen Indus-
trie finanziert werden kann. Es kommt
dann ohne gesellschaftliche Kämpfe ein
Konzept raus, das die „ökologische Ver-
nunft“ repräsentieren soll. All das
bleibt ohne relevante Beschneidung
von Profitraten, expansionistischer
Gelüste der BRD usw. Das ist dann im
eigentlichen Sinn konstruktiv. Ein
Beispiel: In Hessen gab es einen grünen
Umweltminister, in Schönberg/Lübeck

gab es eine Bürgerinitiative, die gegen
die Belieferung der dortigen Deponie
mit Sondermüll aus Hessen arbeitete.
Der Umweltminister, und damit auch
die grüne Partei, sagte: Wir brauchen
diese Deponiekapazität. Er verfügt also,
daß die Umwelt weiter versaut wird. Ist
das  n icht  d ie  Konsequenz  des
Mitregierens?

Nenning: Nicht notwendigerweise. Es
ist vor allem die Konsequenz dessen,
daß die grüne Bewegung hauptsächlich
Partei geworden ist. So ein Mann, wie
Du ihn schilderst, gehört aber in hohem
Bogen rausgehaut.

Ebermann: Wenn der in hohem Bogen
rausfliegen muß, dann könnte doch die
Konsequenz sein, daß es gar keine
Möglichkeit gibt, als Umweltminister
unter den gegebenen Bedingungen par-
lamentarisch oder regierungstechnisch
konstruktiv zu arbeiten. Denn wenn die
Kraft nicht reicht, den Anfall von so
viel Sondermüll zu unterbinden, und
das ist eine Frage, wie weit Du an die
industrielle Produktion rankommst,
dann stellt sich die konstruktive Politik
die Frage, was der richtigste Umgang
mit dem anfallenden hochtoxischen
Müll sei? Der destruktive Ansatz wäre,
zu sagen, solange man nicht an die Pro-
duktion rankommt, ist nichts zu
machen.

Nenning: Das ist unbewiesen.

Parnreiter: Du meinst also, man kön-
nte im Parlament Gesetze beschließen,
die den Anfall an Sondermüll, sagen
wir um 90%, minimieren?

Nenning: Was sind das für abstrakte
Fragen? Abschaffen kannst Du im parla-
mentarischen System gar nichts. Wenn
es aber den Druck von Seiten der Wäh-
ler gibt, können die Grünen innerhalb
des Parlaments und des Kapitalismus
viel durchsetzen, das zeigt ja die Tran-
sitfrage.

Puntscher Riekmann: Die mittlerweile
an allen Ecken und Enden erodiert.

Parnreiter: Wecken die Grünen nicht
falsche Hoffnungen, wenn sie etwa ver-
sprechen, den ökologischen Umbau im
Parlament anzugehen?

Puntscher Riekmann: Ich habe Tho-
mas’ Hoffnungen noch nicht ganz
aufgegeben, das kann aber daran lie-
gen, daß ich noch nicht drinnen war.

Ich glaube allerdings, daß es Spiel-
räume gibt, die man ausnützen kann.

Parnreiter: Das Parlament ist nun ein-
mal nicht der Hauptschauplatz ge-
sellschaftlicher Auseinandersetzungen
und Kämpfe. Wie willst Du die Fragen
der Produktion ins Parlament bringen?

Puntscher Riekmann: Warum nicht?
Ich bin absolut dagegen, das Parlament
als Nebenschauplatz zu belassen, ohne
den Versuch zu unternehmen, daraus ei-
nen Hauptschauplatz zu machen.

Parnreiter: Sind nicht vor einem
Jahrhundert die Sozialdemokraten ange-
treten, um eben das zu verwirklichen?

Puntscher Riekmann: Daß sie fast
alles aufgegeben haben, was sie an pro-
grammatischen Grundsätzen hatten,
liegt ja auch daran, daß sie seit
zwanzig Jahren mit allen Mitteln an
der Macht teilhaben wollen. Ist das
Eingehen von Kompromissen der
einzige Weg, Politik zu machen? Zumin-
dest in Salzburg hat Johannes Voggen-
huber als Stadtrat bewiesen, daß auch
gegen enorme Widerstände Dinge
durchzusetzen sind, von denen er nie
dachte, daß das gehen würde.

Ebermann: Die Erfolge, die man nicht
geringschätzen sollte, sind Parteien
oder Politikern halt leichter zuordenbar
als sozialen oder politischen Bewegun-
gen. Die Zeit, in der wir keine Parla-
mentsvertretung hatten, war auch keine
Zeit der absoluten Mißerfolge. Dafür
gibt es einige Beispiele. Es scheint so-
gar so zu sein, daß die Ungebundenheit
des sozialen Protests manchen Erfolg
eher ermöglicht hat als die Eingebun-
denheit ins Parlament, insbesondere in
eine Regierung.

Parnreiter: Danke fürs Gespräch.

Günther Nenning: Geboren 1921 in
Wien, gestorben 2006 in Waidring.
Studierte Sprachwissenschaften und
Religionswissenschaften in Graz. Ab
1958 Mitherausgeber des FORVM,
von 1965 bis 1986 dessen Herausge-
ber bzw. Chefredakteur. Betätigte
sich als Kolumnist zahlreicher Tages-
und Wochenzeitungen sowie als Mod-
erator der ORF-Diskussionsreihe Club
2.

Sonja Puntscher Riekmann: Sozial-
sprecherin der Grünen.
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